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UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

SGV Schweizerischer Gewerbeverband
LITRA Informationsdienst flr den &6ffentlichen Verkehr
VoV Verband &ffentlicher Verkehr
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I'énergie du Conseil national

USAM Union suisse des arts et métiers
LITRA Ligue suisse pour 'organisation rationelle du trafic
UTP Union des transports publics
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Alternativenergien

Eine von Gabriela Suter (sp, AG) eingereichte Motion fir eine nationale griine
Wasserstoffstrategie, welche auch vom Bundesrat unterstitzt wurde, soll das
Entwicklungspotential des Kraft- und Energiespeicherstoffes bis in die Jahre 2035 und
2050 aufzeigen sowie dessen Beitrag zum Klimaneutralitédtsziel der Schweiz klaren.
Insbesondere soll dabei ein Fokus auf die Schaffung einer Wasserstoff-Importstrategie
gelegt werden, die O6kologische und soziale Gesichtspunkte aus der Produktion
miteinbezieht. In der Frihjahrssession 2021 wurde die Motion von Christian Imark (svp,
SO) bekédmpft und ihre Behandlung deshalb verschoben. '

In der Sommersession 2021 befasste sich der Nationalrat mit einer Motion Suter (sp,
AG) fiur eine griine Wasserstoffstrategie. In einem kleinen Wortgefecht stritten sich die
drei SVP-Nationalrate Christian Imark (SO), Mike Egger (SG) und Benjamin Giezendanner
(AG) mit der Motionarin und der Energieministerin Simonetta Sommaruga Uber die
Frage, ob es fur die Erstellung einer solchen Wasserstoffstrategie nicht vorerst einer
Auslegeordnung bedurfe. So kritisierte Imark, dass zuerst die Grundlagen fur die
Wasserstofftechnologie in der Schweiz erarbeitet werden mussten, wie dies im Postulat
Candinas (cvp, GR; Po. 20.4709) gefordert worden war, bevor mit einer Strategie ein
Problem geldst werden konne. Mike Egger unterstellte der Motionérin und Bundesratin
Sommaruga zu Beginn der Diskussion, dass sie wohl aufgrund ihrer fehlenden
Stellungnahmen im Rat selber vom Anliegen nicht gentgend Uberzeugt seien. Mike
Egger wollte zudem wissen, weshalb seine eigene Motion (Mo. 21.3272) zur Férderung
von Wasserstofftankstellen mit Verweis auf den ausstehenden Bericht zum Postulat
Candinas vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen worden sei, wahrend ebendieses
Ausstehen fur die vorliegende Motion kein Problem darzustellen scheine.
Energieministerin ~ Simonetta ~ Sommaruga  erklarte im Rat, dass die
Wasserstofftechnologie gut erforscht sei und der Bundesrat hier vorwartsmachen
wolle. Die laufenden Arbeiten zum Bericht Candinas wuirden in die Erarbeitung der
Wasserstoffstrategie miteinbezogen und die beiden Vorhaben wirden sich nicht
zuwiderlaufen. Die Ablehnung der Motion Egger sei derweil ein Entscheid des
Bundesratskollegiums gewesen und sie werde, falls dies erwunscht sei, Egger personlich
die Grinde und Haltungen des Bundesrats erlautern, so Sommaruga. Schlussendlich
folgte die grosse Kammer dem Bundesrat und nahm das Anliegen mit 132 zu 58 Stimmen
an. Die Gegenstimmen stammten aus der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion und
von einigen wenigen Mitgliedern aus der Mitte- sowie der FDP-Fraktion. ?

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Im Sommer 2021 liefen in mehreren Stadten Bestrebungen, innerorts generell ein
Tempolimit von 30km/h einzufiihren. Als Vorreiterin galt die Stadt Lausanne, die im
September 2021 generell Tempo 30 bei Nacht auf allen Hauptverkehrsstrassen, mit
Ausnahme der Hauptzufahrtsstrassen von den Autobahnausfahrten ins Stadtzentrum,
einfuhrte. Auch in Bern waren bereits rund zwei Drittel des Strassennetzes
verkehrsberuhigt (Tempo 30 oder sogar 20). Im Juli 2021 gab sodann der Stadtrat von
Zurich bekannt, dass er bis ins Jahr 2030 schrittweise weitgehend Tempo 30 einflihren
will. FUr jene Strecken, an denen keine Anwohnenden unter dem Strassenlarm litten,
solle jedoch weiterhin Tempo 50 gelten.

Das Thema fand auch nationale Beachtung. Die Beflurwortenden dieser
Temporeduktion, wie etwa Nationalratin Gabriela Suter (sp, AG), die eine diesbezlgliche
parlamentarische |Initiative einreichte, erhofften sich vor allem eine deutliche
Larmreduktion sowie mehr Sicherheit fir Fussganger und Velofahrerinnen. Ausserdem
gingen sie davon aus, dass sich der Verkehr dadurch verflissigen wirde. Dem Argument
der Gegnerinnen und Gegner - beispielsweise in Person von LITRA-Président Martin
Candinas (mitte, GR) und von V&V-Direktor Ueli Stlickelberger -, wonach durch diese
Temporeduktion der 6ffentliche Verkehr langsamer und dadurch unattraktiver sowie
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teurer wirde, widersprachen die Beflrwortenden. So erwartete beispielsweise der
Zurcher Gemeinderat und VCS Zirich-Geschaftsleiter Markus Knauss (gp) keine
einschneidenden Einschrankungen fur den offentlichen Verkehr, da dieser mit
«separaten  Busspuren, optimierten  Lichtsignalschaltungen oder  weiteren
Massnahmen>» ohne gréssere Zeiteinbussen zirkulieren dirfte (Knauss in der Aargauer
Zeitung). Der Tages-Anzeiger wies darauf hin, dass auch aus Gewerbekreisen starke
Kritik an der Temporeduktion gedussert wurde. Dieter Klay (fdp), Zircher FDP-
Kantonsrat und Ressortleiter beim SGV, sorgte sich dabei weniger um den 6ffentlichen
Verkehr, als vielmehr um den motorisierten Individualverkehr, den er durch die
Temporeduktion drangsaliert sah. ®

Umweltschutz
Abfalle

Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) forderte mittels einer im Juni 2020
eingereichten parlamentarischen Initiative ein Verbot der Gratisabgabe von
Einwegsacken im Detailhandel. Derzeit gebe es weltweit Bemihungen, die Verwendung
von Einwegsécken zu minimieren und die Schweiz musse darauf achten, hier ihre
Vorreiterrolle zu wahren.

Die UREK-NR befasste sich im August 2021 mit dem Anliegen. Eine
Kommissionsmehrheit (13 zu 11 Stimmen) wollte der Initiative keine Folge geben. Sie
vertrat zum einen die Ansicht, dass das Anliegen im Rahmen der Beratungen zur
Umsetzung der parlamentarischen Initiative 20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft>»
eingebracht werden kénne. Es solle hier nicht parallel legiferiert werden. Zum anderen
war die Mehrheit auch der Auffassung, dass die Branchenvereinbarung des Schweizer
Detailhandels zur Reduzierung der Abgabe von Plastiksdckchen ein grosser Erfolg sei.
Ein striktes Verbot wlrde bei der Branche nicht auf Wohlwollen stossen. Schliesslich
stinde im Umweltschutzgesetz bereits eine Kann-Formulierung, mit welcher der
Bundesrat ein solches Verbot einfUhren kénne, wenn er dies wolle, daher sei diese
Initiative nicht nétig. Die Kommissionsminderheit hingegen unterstitzte die Initiative,
weil sie ein wichtiges Zeichen gegen die Abfallflut setze.

In der Wintersession 2021 diskutierte der Nationalrat Gber die Initiative. Wahrend die
Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) und Pierre-André Page (svp, FR) noch
einmal die Argumente der Kommissionsmehrheit erlduterten, stellte Gabriela Suter (sp,
AG) seitens der Minderheit fest, dass der Detailhandel dazu Ubergegangen sei, gratis
Papiertaschen oder abbaubare Kunststoffsacke anstelle der Plastiksackchen zu
verteilen, da erstere nicht von der Branchenvereinbarung erfasst wurden. Dies sei
jedoch zu bedauern, denn damit werde das Abfallproblem nicht geldst, sondern
lediglich verlagert. Zudem sei es wichtig, im Hinblick auf die Debatten zur Umsetzung
der parlamentarischen Initiative 20.433 zu zeigen, dass das Problem der Einwegsacke
dringlich sei. Die Mehrheit des Nationalrates folgte jedoch ihrer vorberatenden
Kommission und gab der Initiative mit 99 zu 82 Stimmen bei 4 Enthaltungen keine
Folge. Die geschlossen stimmenden FDP.Liberale- und SVP-Fraktionen sowie die
Mehrheit der Mitte-Fraktion obsiegten in dieser Abstimmung. Die Initiative ist damit
vom Tisch. *

1) AB NR, 2021, S. 658

2) AB NR, 2021, S. 1431 ff.

3) AZ,10.7.21; TA, 13.7.21; AZ, 15.7.21; TA, 26.7.21; Blick, 27.7.21; TA, 11.8.21; So-Bli, 22.8.21; LT, 8.9.21
4) AB NR, 2021, S. 2550 ff.; Bericht der UREK-NR vom 24.8.21

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



